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Bericht über die Verhandlungen
des zwölften Landtags

des Großherzogthums Oldenburg

Zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 5. März 1858 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Niebonr.

Ulm Ministertische: RegierungS- Commiffair Bucholtz . —
DaS Protokoll drr vorigen Sitzung wird verlesen und geneh¬
migt. ES wird zur Tagesordnung übergrgangen:

I. Begründung der Interpellation des Abg. Rüder,
betreffend diê Vorlage einer NotariatSordnung.

Abg. RLder : Die von mir angekündigte Interpellation
bezweckt in Erinnerung zu bringen die Angelegenheit wegen
der NotariatSordnung. Die Begründung derselben kann sehr
kurz sein. Sie finden schon selbst dies wesentlich darin, daß
sämmtliche Mitglieder des Justizaußschusses diese Interpella¬
tion mit mir gestellt haben. Wir gingen bei unseren Arbeiten
davon aus, daß möglichst bald alle  mit der Organisation zusam¬
menhängende Justizangelegenheiten durch den Landtag bcrathen
werden möchten, und indem wir uns fragten, was von der
Staatsregierung bereits angekündigt sei, blieb nur die Notariats-
orbnung übrig, die gleichwohl zur gesammten Organisation ge¬
hört, da nach Art. 11 §. 2 des Gesetzes vom 29. Aug. v. I.
neben den Acmtern Notare, unter den im Wege des
Gesetzes zu treffenden näheren Bestimmungen,
ringeführt werden sollen. — Für die Fassung der Interpella¬
tion bin ich selbst verantworlich, die anderen Herren hoben
sie nur unterstützt. ES ist mir nicht wahrscheinlich gewesen,
daß ein Gesetzentwurf bereits vorbereitet sei, und habe ich
nicht wünschen können, daß schnell ein solcher verfaßt und
vorgelegt werde, um etwa, wider  die Gewohnheit dieses
HauseS, schnell erledigt zu werden, und habe ich daher in
die Interpellation mit ausgenommen, daß sie wenigstens dem
nächsten außerordentlichen Landtage vorgelegt werde. Die
Interpellation selbst lautet nun:

„Nach Art. 11 §. 2 deS Gesetzes, betreffend die Gerichts¬
verfassung im Herzogthum Oldenburg, sollen„unter den, im
Wege der Gesetzgebung zu treffenden näheren Bestimmungen
Notare  eingcführt werden. Da unter den von der hohen

StaatSregierung gemachten oder angekündigten Vorlagen die
einer NotariatSordnungsich nicht befindet, so richten wir an
dik hohe StaatSregierung die Anfrage:

ob noch in dieser Diät, oder wenigstens dem nächsten
außerordentlichen Landtage, der Entwurf einer Nota-
riatöordnung werde vorgelegt werden?

Rüder . Flor . Bothe . Hullmann . von Wedderkop.
Mölling.

Reg.-Comm. Bucholtz : Diese Interpellation wird in
einer der nächsten Sitzungen beantwortet werden.

II. Beratbung des mündlichen Berichts des Finanzaus¬
schusses, betreffend die Bitte der Briefträger zu Falkenburg
um Erhöhung ihres Gehaltes.

Berichterstatter Abg. Döckel . Die Petition der Brief¬
träger zu Falkenburg oder wenn man sie genauer bezeichnen
will, der Landboten, welche die Briefe in der Umgegend von
Falkenburg austragen, bezieht sich darauf, daß man ihnen
nur rin Gehalt von 60 Thlr. bewilligt hat. Sie sagen in
ihrer Petition, daß sie an 3 Tagen der Woche sehr schwieri¬
gen Dienst hätten, indem sie über 12 Stunden zu Begehung
der Umgebung von Falkenburg gebrauchen, daß sie auch Mor¬
gens die Briefe in Falkenburg auktragen müßten, und daß
sie noch nicht einmal 24 Grote, also nicht einmal einen mäßi¬
gen Ardcitötaglohn verdienen. Ihre Bitte geht also dahin,
der Landtag wolle dahin wirken, daß ihnen ein jährlicher Ge¬
halt von 100 Thlr. gewährt würde. Diesen speziellen Antrag
konnte der Ausschuß dem Landtage nicht empfehlen, weil er
damit in die Berwaltung eingreifen würde, auf der andern
Seite konnte er sich aber nicht verhehlen, daß die Besoldung
eine sehr geringe ist, und daß doch der Post daran gelegen
sein muß, treue und sichere Leute zu halten; deshalb beantragt
der Ausschuß:
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,/der Landtag beschließe die Petition der Briefträger
Klatthoff und Thiemann der hohen Staalsregierung
zur geeigneten Berücksichtigung zu empfehlen " .

Dieser Antrag des Finanzausschusses wird ohne Debatte
angenommen.

III . Berathung deS Berichts über den Gesetzentwurf , be¬
treffend die Leistung von Posthülfsfuhrcn.

Der Berichterstatter Abg . Böcke ! verliest den Bericht.

Reg . - Comm . Bucholtz : Die gegenwärtige Vorlage,
meine Herren , ist aus einer Fürsorge für den Postdlenst her¬
vorgegangen , mithin aus einer Fürsorge für jenes wichtige
Verkehrsmittel , welches in unserem Herzoglhum eine um so
größere Bedeutung hat , als wir keine Eisenbahnen haben und
auch das Privatfuhrwcsen nur wenig entwickelt ist . Es be¬
trifft der Gegenstand eine Einrichtung , die in ganz Deutsch¬
land besteht , wenigstens in dem größten Lhcile desselben.
Besondere Gründe , welche die Einführung der gleichen Maß¬
regel in unserem Lande widerrathen sollten , scheinen in den
besonderen Verhältnissen des Herzogtums nicht vorzuliegen,
besondere Gründe , um sie einzusühren liegen schon in dem
oben von mir Hervorgehobenen . Allerdings ist cs auch Sei¬
tens der Staatöregierung nicht verkannt worden , daß mit
einer solchen Einrichtung dem Einzelnen eine Belästigung er¬
wachsen könnte , man hat aber geglaubt , diese nicht so hoch
anschlagen zu sollen , weil diese Belästigung sehr selten Vor¬
kommen wird , und , wenn sie vorkommt , reichlich dafür ent¬
schädigt werden soll ; höher glaubt aber die Staatsregierung
das Interesse des Publikums anschlagen zu sollen . Sind
Sie , meine Herren , anderer Ansicht , wollen Sie in dem
vorliegendem Falle das Interesse der einzelnen Privaten über
daS höhere Interesse stellen , nun dann sprechen Sie auch die
Postverwaüung von aller Verantwortlichkeit frei , wenn sie in
dem vorliegenden Falle das nicht leisten kann , waS von ihr
verlangt wird.

Abg . Pancratz : Ich verkenne allerdings nicht , daß die
Belästigungen , welche durch den Antrag der Staatsregicrung
für die einzelnen Pferdcbesitzer hervorgehen , möglichst zu ver¬
meiden sind ; ich kann aber darin mit der Majorität deS
Ausschusses nicht einverstanden sein , daß aus diesem Grunde
der Gesetzentwurf im Ganzen zu verwerfen sei. Die Majo¬
rität deS Ausschusses erkennt die Wichtigkeit der Posteinrich¬
tung an , sie legt aber weniger Gewicht auf die Beförderung
der Personen ; dem kann ich in dieser Weise wenigstens nicht
beistimmcn . Es kann für einen Reisenden von großer Wich¬
tigkeit sein , daß er zu einer bestimmten Zeit irgend wo an¬
kommt . ES ist dies namentlich für Auswärtige sehr gefähr¬
lich , wenn wir diese Einrichtung nicht haben , weil , da im
Allgemeinen im Auslande Zeder mit der Post befördert wird,
er auch darauf rechnen wird , daß dies auch hier in Olden¬
burg der Fall sei . Wenn hier eine Ausnahme gemacht wird,
so ist dies für den Verkehr allerdings sehr nachtheilig.

Die Gründe , die von der Majorität des Ausschusses
hervorgehoben sind , sind auch meines Erachtens keineswegs
der Art , daß sie unbedingt zur Verwerfung der Vorlage füh¬
ren und daß nicht durch Aenderungen in der Gesetzvorlage
selbst abgeholfen werden könnte . Der Ausschuß sagt , er
habe keine Garantie dafür , oder man könne sie auch nicht
geben , daß die Posthalter die gehörige Anzahl Pferde hielten.
Hierfür könnte vielleicht im Gesetzentwurf geholfen werden.
Ferner ist gesagt , eS könnten leicht Nachtheile für die Besitzer
namentlich von jungen Ackerpfcrden eintreten . ES ist ja
möglich , daß hierbei eine Ausnahme gemacht und gesagt
würde , daß junge Ackerpferde ausgenommen würden . Dann
ist gesagt , es würden nur selten solche Fälle Vorkommen;
nun , meine Herren , wenn diese Falle selten Vorkommen , so
ist auch für die Pferdehalter die Belästigung eine geringe , eS
ist aber , wenn sie auch selten Vorkommen , eine große Makel
für die Postanstalt , wenn sie erklären muß , daß sie nicht im¬
mer das Erforderliche leisten und nicht Jeden so befördern
kann , wie ein ordentlicher Postdienst es verlangt . Wenn fer¬
mer der Ausschuß der Meinung ist , daß cö den Posthaltern
gelingen würbe , im Wege gütlicher Vereinbarung Pferde zu
erhalten , so könnte allerdings im Gesetz darauf Bedacht ge¬
nommen werden , daß von vornherein erst versucht würde , ob
man freiwillig die Posthülfsleistung erhalten kann und daß
dann erst die Verpflichtung eintritt , wenn keine freiwillige
HülfSleistung zu erlangen ist und nicht freiwillig die erforder¬
lichen Pferde gestellt würden . Endlich hat auch der Ausschuß
wenig Gewicht darauf legen zu müssen geglaubt , daß der
Landtag schon diese Bestimmungen für das Fürstenthum Lü¬
beck und Birkenfeld angenommen hat . Er sagt , es sei dieS
deshalb geschehen , weil das Postwesen dort in der Hand frem¬
der Staaten sei . Das kann aber meines Erachtens nicht die
Folge haben , die der Ausschuß daraus gezogen hat ; denn
wenn der Ausschuß der Ansicht ist , daß es nicht erforderlich
zur Beförderung der Posten sei , wie eS doch aber allgemein
anerkannt ist , dann hätte cs auch aus den Antrag anderer
Staaten nicht zuerkannt werden können , und wenn bei der
Posteinrichtung den anderen Staaten die beantragte Verpflich¬
tung erforderlich ist, und wenn , wie allgemein anerkannt wird,
die preußische Postverwaltung eine ausgezeichnete ist, und doch
dort der Landtag angenommen hat , daß derselben die bean¬
tragte Verpflichtung eintreten muß , so sehe ich nicht ein,
warum wir sie nicht auch für unsere Post wollen eintreten
lassen.

Abg . von Böselager : Meine Herren ! Dieser Gesetz¬
entwurf hat mich wirklich in Erstaunen gesetzt . Noch haben
wir nicht einmal unsere Gesetzgebung für die Ablösungen be¬
endet , so legt man uns einen Gesetzentwurf vor , der ganz
und gar wieder daö Eigenthum Vieler beschränken soll . Doch
ich will hier nicht weiter davon sprechen , sondern ich erlaubt mir
nur auf einige Punkte aufmerksam zu machen , um hierdurch
zu zeigen , wie viel Unbilden und Ungerechiigkciten in diesem
Gesetzentwurf enthalten sind . Meine Herren ! Sie wissen alle
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daß gerade hier in Oldenburg die Pferdezucht bedeutend be-
trieben wird. Sie werden alle wissen, und dankbar muß man
cS anerkennen, wie viel regierungsseitig für Pferdezucht ge¬
schieht, trotzdem will man uns ein solches Gesetz vorlegen.
Nehmen Sie an, wie viele kleine Bauern sind da, die einen
großen Erwerb daraus machen, daß sie sogenannte Füllen¬
stuten hatten und durch diese sich jährlich ihre 20 bis 30
Louisdors verdienen. Diese sollen gezwungen sein, ihre Fül-
lenstutcn, wenn sie vielleicht tragend sind, vor einen Post¬
wagen zu spannen, damit ein Reisender das Ziel seiner Reise
einige Stunden eher erreicht. Wer wird ihnen den Schaden er¬
setzen, wer wird dafür einstehen, daß diese Stuten nicht ganz und
gar verderben und vielleicht verwerfen? Ferner haben wir Viele
von unseren Landleuten, die sich ein Gewerbe daraus machen,
dreijährige Füllen zu kaufen, sie langsamen Fußes — wie
man zu sagen pflegt — zu gebrauchen und sie vierjährig mit
bestem Erfolg wieder zu verkaufen. Diese sollen nun ihre
dreijährigen, langsamen FußeS gebrauchten Pferde vor den
Postwagen spannen und riskiren, daß sie ein Jahr später
ihre Pferde unter dem Preise verkaufen müssen oder Nichts
bekommen. Ferner gicbt eS viele Landleute, die alte Pferde
haben, die sie ebenfalls zu gewöhnlichen Arbeiten noch mehre
Jahre brauchen können, die aber vielleicht nie ein Eisen unter
sich gehabt, diese sollen auf der harten Chaussee laufen, einen
großen Postwagen ziehen, die Meile in 35 Minuten zurück-
lcgen und die Besitzer sollen riskiren, daß sie ihre Pferde hin¬
kend oder mit beschädigten Husen in den Stall ziehen. Für
alles dicS wird im Gesetzentwurf nicht gesorgt. Man wird
freilich sagen: sie werden entschädigt, sie werben Schaden¬
ersatz erhalten, aber, meine Herren, wie schwer wird der Be¬
weis, wie schwierig ist eS zu bestimmen, wie groß der Scha¬
den? WaS unsere Fuhrleute betrifft, so meine ich doch, daß
damit nur unsere Miethskulschcr gemeint werden können, denn
die Pferde von Frachtfuhrlcuten vor den Postwagen zu span¬
nen. ist unmöglich; diese alle werden schon ohne Gesetz an-
spanncn, denn ihr Geschäft ist, auf der Landstraße zu fahren.
Wenn sie cinsehcn werden, daß sie durch diesen Vorspann
nicht hinreichend verdienen, oder daß überhaupt ihre Pferde
dadurch Schaden leiden, so werden sie nicht Vorspannen;
sehen sie aber ein, daß sie dabei verdienen, so werden sie auch
anspannen, es sei denn, daß sie eigensinnig wären. Von
Eigensinn aber kann nicht die Rede sein, denn bietet sich
einem GewerbSmann eine Gelegenheit, wodurch er eine or¬
dentliche Summe verdienen kann, und er schlägt diese Ge¬
legenheit aus, so glaube ich, wäre er nicht eigentlich eigen¬
sinnig, sondern er wäre närrisch, und für solche Leute brauchen
wir kein Gesetz zu machen. Daß aber die Besitzer von s. g.
Equipagen- oder von Kutschpferden im Gesetzentwurf übergan¬
gen sind, daß diese nicht zu fahren brauchen, hierüber, meine
Herren, will ich nichts sagen — hierdurch wird dem Gesetz¬
entwurf der Stempel aufgedrückt, den er verdient. Ich brauche
Sie nicht weiter darauf aufmerksam zu machen, wie ungeheuer
viele Unbilden im Gesetzentwurf sich befinden. Will man das

Postrelais erweitern und der Beförderung der Reisenden mehr
Vorschub leisten, so mache man ein Gesetz und lasse das
ganze Land die Kosten tragen und nicht blos die Pferde¬
besitzer.

Abg. Pancratz : Der Herr Vorredner hat sich zunächst
gegen den Gesetzentwurf ausgesprochen und versichert, daß
er in das Eigenthum eingrcife und daß dies dem Staats-
grundgcsetze zuwider/ei. In dieser Beziehung darf ich nur
darauf Hinweisen, daß der frühere Landtag sich schon wieder¬
holt der beantragten Anordnung angenommen und damit aus¬
gesprochen hat , baß dieselbe dem Siaatsgrundgesetzenicht
widerstreike. Wenn der Herr Vorredner ferner geäußert hat,
daß Pferde, welche tragend, welche zu jung sind und nicht
laufen können, genommen werden würden, so hätte meines
Erachtens der Ausschuß zu erwägen Gelegenheit gehabt, ob
er nicht bei der spcciellen Berathung des Entwurfs durch
Anträge abhelfcn könne. Dann ist ferner gesagt worden, eS
würden die Pferde vor den gepackten Postwagen kommen;
das wird, so viel ich weiß, nicht eintreten, die Pferde vor
den Postwagen wird der Posthalter immer stellen müssen.
Dann ist gesagt worden, die Miethsfuhrlcute werden nicht
eigensinnig sein, wenn sic gut verdienten, sonst würden sie
närrisch sein. Der Ausschuß hätte auch Vorsorge treffen
können; wenn er nämlich die Vergütigung nicht hoch genug
hält, so hätte er eine höhere beantragen können. Dann ist
ferner gesagt worden, die Verwerflichkeit des Gesetzes wäre
am deutlichsten dadurch gezeigt, daß Luruspferde ausgeschlossen
sind. ES mag dieS sein, aber ich sehe nicht ein, warum der
Ausschuß dies nicht hätte im Gesetze ändern können. Nach
alle diesem habe ich keinen Grund gesunden, den Gesetz¬
entwurf im Ganzen abzulebnen, vielmehr können die gegen
denselben hervorgchobenen Einwendungen vom Ausschüsse in
den einzelnen Bestimmungen abgeholfen werden.

Abg. Böckel als Berichterstatter: Laßt die Tobten ruhen!
WaS der sechste und achte Landtag beschlossen hat, haben wir
absichtlich unserer Recogniiion nicht unterziehen wollen und
haben auch daraus keinen Grund entnehmen können, den
Gesetzentwurf diesem Landtage zu empfehlen. Wenn der Herr
Vorredner will, daß die Bestimmungen für Lübeck und Bir¬
kenfeld geändert werden sollen, so wird er in mir einen bereit¬
willigen Unterstütze! seiner desfallsigen Anträge finden. Wenn
der Herr Regierungs- Commissair uns vorgehalten hat , daß
für unk eine solche Bestimmung nothwendig sei, weil wir
keine Eisenbahnbesörderung hätten, so weise ich darauf hin,
daß wir unS immerfort noch mit dieser Hoffnung tragen, daß
wir auch einmal eine Eisenbahn bekommen würden und daß
also dann auch ein Theil der Nothwendigkcit dieses Gesetzes
Wegfällen würde, daß wir wohl aber schwerlich dieses Gesetz
als Ersatz für die unS mangelnde Eisenbahn annchmen mögen.
Wenn ferner auf die Wichtigkeit der Beförderung der Per¬
sonen durch die Post hingewiesen ist, so kann ich nur darauf
aufmerksam machen, daß die Postbehördc, gegen die von ver-
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schiedenen Landtagen ausgesprochene Ansicht , die Fahrgelder
wieder erhöht hat , um den Personenverkehr einzuschränken,
weil bei der Stellung von Beiwagen die Post schlechte Ge¬

schäfte macht , das würde mit diesem Gesetz wenig zusammcn-
stimmen . Wenn ferner darauf hingewiesen ist , daß es für
Reisende von höchster Wichtigkeit sein könnte , darauf rechnen

zu können , daß sie befördert werden , so mag dies sein , es
mag aber Zeder , der eine solche Absicht hat , die nothwen-
digen Kosten dazu verwenden . Wenn Jemand nach einem
Orte will , wo er Geschäfte zu machen hat , die Eile erfor¬
dern , so kann er nicht verlangen , daß ich oder mein Nachbar
Pferde geben muffen , um ihn binzuschaffen . Wenn ferner
hingcwieftn ist auf unsere Lvhnkulschcr , so muß ich darauf
aufmerksam machen , daß Omnibus - und Schnclldroschken-
Fahrten bei uns ziemlich geregelt sind und daß deshalb auch
viele Reisende da sein werden , die sich auf diese Beförderung
verlassen , und es würde eben so gut eine Hemmung des Ver¬
kehrs Hervorrufen , wenn diejenigen , welche sich darauf ver¬
lassen haben , mit dem Omnibus zu fahren , wenn sie sich
zur Abfahrt einfindcn , hören : ich kann nicht fahren , meine
Pfcrde sind von der Post in Beschlag genommen . Wenn
der Abg . Pancratz  sagt , wir hätten an dem Gesetze die
etwaigen Mängel ändern können , so weiß ich nicht , wie dieS
hier möglich würde in Bezug auf die hervorgehobenen Dinge,
wie hätte in diesem Gesetze eine Bestimmung darüber ge¬

troffen werden können , wie viel Pferde ein Posthalter stellen
soll . DaS scheint mir durchaus unmöglich . Wenn endlich
noch hervorgehoben ist , daß in Preußen die Post so aus¬

gezeichnet sei, wir sollten Preußen folgen , so möchte ich aller¬
dings wünschen , daß die Post in unserem Lande erst so aus¬
gezeichnet würde , und dann können wir weiter sprechen , ob
wir unS auch diesen Zwang auflegen sollen . Ich kann Ihnen

nur den Antrag der Majorität empfehlen . ,

Uebcr den Antrag der Majorität ist namentliche Abstim¬

mung beantragt und hinreichend unterstützt.

Dafür  stimmten die Abgeordneten:

Wichmann , WindhauS , WillerS , Ahlhorn,
Arkenau , Bargmann , Barnstedt , Böckel , v . Böse¬
lager , Bothe , Brägelmann , Brörmann , EilkS,
Frank , Franksen , Hardt , Hullmann , Kasten,
Kindt  II . , KückeuS , Kunz , Lindemann , Lüerßen,
Mölling , Müller , Nicbour , Oetken , Oldejv-
hanns , Rabben , Ritter , Rüder , Strackerjan I .,
Stackcrjan H . , Strodthoff , Struthofs , Töllner.

Dagegen  stimmten dre Abgeordneten:

v . Wedderkop , Zcdelius , Barleben , Bünne¬

meyer , Flor . Kindt I . , Oltmann , Pancratz,
Selckmann.

Und damit ist der Antrag der Majorität des Ausschusses

mit 36 gegen 9 Stimmen angenommen  und der Gesetz¬
entwurf abgelehnt.

IV . Berathung über den Bericht des Finanzausschusses
über den Voranschlag der Einnahmen des Herzogthums.

Der Berichterstatter Abg . Bargmann  verlieft den Ein¬
gang des Berichts incl . deS AusschußantragS Nr . 1 , welcher
ohne Discussion der Abstimmung Vorbehalten wird . ES folgr
die Verlesung deS Berichts zu den Ausschußanträgen Nr . 2
und 3.

Abg . Rüder : ES scheint hier nur ein Majoritätsantrag
vorzuliegen , da der Ausschuß zu diesem  Anträge sich nicht
geeinigt hat . Dieser Majoritälsantrag ist nicht begründet , er
spricht von verschiedenen Werthverhältnissen , und will daraus,
daß der Torf in den letzten Jahren höher bezahlt ist , als in
früheren , schließen , daß auch die Preise dieses  Torfs höher
gestellt werden müssen . Ich glaube , dieser Schluß läßt sich
nicht rechtfertigen ; denn die Preise reguliren sich nach der
Concurrenz , und wenn rS richtig wäre , daß die Preise der
Vchnanstalt erheblich zu niedrig gewesen wären , so müßte
der Torf dort immer vergriffen sein , was meines Wissens
nicht der Fall ist , denn wenn nicht einmal ein ganz außer¬
ordentlicher Bedarf eingctrcten 4st , so hat die Anstalt noch
immer dafür sorgen können . Es ist aber nicht so starke Nach¬
frage entstanden , daß das Material vergriffen wäre , das wäre
aber nothwendig nach dem alten Gesetze des Handels der
Fall gewesen , wenn wirklich der Tors zu billig  wäre . Ich
glaube also , daß keine Veranlassung vorhanden ist , der Staats-
regierung den Vorschlag zu machen und daß sie eS wohl
schwerlich für gerechtfertigt halten kann , höhere Preise bei
der Anstalt des Staats zu stellen , als von Privaten genom¬
men werden . UebrigenS ist «S auch gar nicht richtig , daß
die Steigerung der Torfpreise eine regelmäßige gewesen ist,
und wenn ich richtig unterrichtet bin , hat auch bei dem
Material , das dem Torf Concurrenz macht , wenigstens in
Fabriken und Städten , den Steinkohlen nämlich , in letzter
Zeit eine bedeutende Preisermäßigung stattgefunden , und wenn
der Torf hier und in anderen Gegenden höher bezahlt worden
ist, so liegt dies zum Theil darin , daß entferntere Moore mit

besserem  Material haben in Anspruch genommen werden
können mit Hülfe der Chausseen , die zu solchen Gegenden
führen , wo man sich früher mit schlechtem Material hat be¬

helfen müssen . Ich glaube also nicht , baß ein Antrag , wie
vorgtschlagcn , begründet werden kann.

Abg . Bargmann als Berichterstatter : Meine Herren!
Ich bin mit zwei Mitgliedern deS Ausschusses an Ort und
Stelle gewesen , ich habe mich dort sowohl als hier in Olden¬
burg nach den Torfpreisen erkundigt , und indem ich den
Preis , den ich dort und hier erfahren hatte , mir anderen

Preisen verglich , habe ich den Torf in der Anstalt viel wohl¬
feiler gefunden . Wenn der Herr Abg . Rüder  sagt , wenn
die Preise so wohlfeil wären , so würde der Torf vergriffen
sein , so ist dies nicht richtig . Es giebt in der Vchnanstalt
zweierlei Torf , schwarzen und bunten , ich müßte mich sehr
irren , oder der schwarze Torf ist sämmllich vergriffen , von
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bunten sieben noch große Haufen da. Es besteht auch dort
eine Vorschrift für den Oeconomen, wie ich gehört habe, die
auch von Nachtheil für die Bctricbsanstalt sein muß. Er
muß nämlich im Winter zu jeder Zeit von dem Torf ab¬
geben; dann geht man zum Torfhaufcn, sucht den trockenen
heraus, wirst den nassen bei Seite , und so entstehen große
Kosten und viele Arbeit. Das ist auch ein Uebelstand, den
ich dort erfahren habe und hier zur Sprache bringen und
abgcstellt sehen möchte. Uebrigens scheint mir der Antrag
nach einer bekannten Ausdrucksrveise ein ziemlich unschuldiger
zu sein. Wenn die Staatsregierung der Meinung ist, daß
die Torfpreise den Verhältnissen angemessen sind, so ist die
Sache erledigt, findet sie das Gegenlheil, so mag eine Er¬
höhung des Preises einlreten. Es ist auch in den Erläute¬
rungen zu dieser Position Seitens der Finanzbehördcn darauf
hingewiesen, daß Fuhrlohn und Arbeitslohn im Preise gestiegen
sei, eine Folge davon pflegt eine Steigerung des Werths des
Products zu sein. Ich glaube also, daß die Vehnanstalt die
Preise höher stellen kann. Die Torfbauern werden auch gern
mit den Preisen in die Höhe gehen.

Abg. Ahlhorn : Ich kann mich auch mkt diesem An¬
träge nicht einverstanden erklären, ich halte es vielmehr für
angemessen, daß solche Anstalten verpachtet werden, man
könnte ja die Bedingungen so stellen, daß der Pächter Alles
das übernehmen muß, was der Staat jetzt thut. Deshalb
halte ich eS für zweckmäßig, den Antrag zu stellen:

Der Landtag wolle die geehrte Staatsrcgierung er¬
suchen, auf eine baldige Verpachtung der gedachten
Betriebsanstalten Bedacht zu nehmen.

Dieser Antrag wird hinreichend unterstützt.

Abg. Zedeltus : Indem ich mich den Aeußcrungen des
Herrn Abg. Rüder  vollständig anschlicße, erlaube ich mir
hoch die Bemerkung, daß nach Inhalt dcS Ausschußberichts
Mir zweifelhaft erscheint, ob dem Ausschuß bekannt gewesen,
daß seit etwa 2 Jahren eine Steigerung des Preises von
Seiten der Verwaltung stattgefunden hat. Der Torf ist
nicht unerheblich im Preise erhöht, sowcchl der schwarze als
der weiße. Ich halte dafür, daß der Antrag nicht zu stellen
ist, indem ich nicht bezweifeln kann, daß eine weitere Er¬
höhung der Torfprcise dem Werthe im Vergleich zu dem
Törfe aus Privatmooren nicht entsprechen würde, übrigens
auch die angeordnete Preiserhöhung einer weiteren PreiS-
Peigcrung von Seiten der Privaten bereits entgegengewirkt
chat. Die Verpachtung hat die Staatsregierung bereits früher
Äs unzweckmäßig erkannt, wenigstens noch zur Zeit, und
°kann ich mich daher ebenfalls nur gegen den Antrag deS
Abg. Ahlhorn  erklären.

Abg. BSckel : Ich glaube doch, daß eS zweckmäßig sei,
Laß wir den Antrag Nr. 3 annehmen. ES kann nicht über¬
flüssig sein, daß die Staatsregierung ersucht wird, die Ver-

Berichte . XII. Landtag.

hältnifse genauer zu untersuchen. Obgleich uns keineswegs
unbekannt ist, daß eine Erhöhung der Torfpreise stattgefunden
hat, kann ich doch aus eigener Erfahrung bestätigen, daß' die
Torfpreise der Vehnanstalt bedeutend geringer sind, als son¬
stige Torfpreise, und ich kann auch nur bestätigen, daß der
gute Torf so vergriffen ist, daß man schon im Frühjahr sich
melden und anschreiben lassen muß, wenn man im Herbst
Tors beziehen will. Aebrigrns hält man auch daS Beziehen
von der Anstalt für vorthcilhafter, weil man nicht betrogen
wird, wie das sonst bei Tvrfeinkäufcn leicht vorkommt; daher
glaube ich allerdings, daß aus diesem Product mehr gemacht
werden kann, als bis jetzt gemacht wird, und muß mich für
den Antrag 3 erklären.

Abg. Bargmann als Berichterstatter: Daß in den
letzten 2 Jahren eine Steigerung der Torfpreise auf der
Bctriebsanstalt stattgefundcn hat, ist mir unbekannt gewesen,
und wenn nicht allen, doch wenigstens den meisten Mitgliedern
des Ausschusses. Indessen thut dieS auch meines Erachtens
nichts zur Sache, denn der Maßstab, den wir angenommen
haben, ist eben nach den gegenwärtigen Torfpreisen genommen,
und wenn die Preise früher noch billiger waren, so steht die
Sache noch schlimmer. Was den Antrag des Abg. Ahlhorn
anbelangt, so läßt sich die Sache noch nicht übersehen. Es
ist wohl möglich, daß der Finanzausschuß später auch zu
diesem Anträge kommt, aber zur Zeit hat er es nicht für
angemessen gefunden, einen solchen Antrag zu stellen.

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 2 wird Vor¬
behalten, der Antrag des Abg. Ahlhorn abgclehnt,  der
Antrag Nr. 3 dagegen angenommen.  Antrag Nr. 4 zu
ß. 3 des Voranschlags wird angenommen.  Der Bericht¬
erstatter verliest den Bericht zu Antrag Nr. 5.

Abg. Bargmann als Berichterstatter: Ich erlaube mir
die Bemerkung, daß dem Vernehmen nach die Fischerei in
der Burggraft zu Kniphausen dem Hauptmann v. Fumetti
für 2 Thlr. jährlich verpachtet ist; eS soll dieselbe jedoch
einen jährlichen Werth von etwa 50 Thlr. haben, und er¬
laube mir darauf aufmerksam zu machen, daß es nothwendig
sein wird, wenn die nächste Pachtzeit abgelaufen ist, die
Fischerei öffentlich zu verpachten.

Antrag Nr. 5 wird der Abstimmung Vorbehalten, eben
so die Anträge Nr. 6 und 7 ; die Anträge Nr. 8 und 9
werden-zur Berathung gestellt.

Abg. Zedelius : Ihr Ausschuß wünschte-eine gleich¬
mäßige Behandlung der Forsthofdienstpflichtigennach der Be¬
gründung zu dies-m Antrag. Ich meinestheils wünsche eben¬
falls eine gleichmäßige Behandlung, wenn aber der eine
Pflichtige seine Verpflichtung anerkennt und zahlt, der andere
sich aber weigert, so kann von einer Gleichmäßigkeit des Ver¬
fahrens in der Behandlung Beider nicht die Rede sein, und
wenn in Folge dessen die Summe für Abhandlung der Forst¬
dienste nicht gleichmäßig hat im Voranschläge berücksichtigt
werden können, so ist das völlig gerechtfertigt.
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Abg . Dargmanrt als Berichterstatter : Es soll damit
auch nur angedcutet werden , daß die Sache gefördert wird,
daß sie definitiv entschieden wird.

Abg . Zedelius : Nach dieser Acußerung des Herrn
Abg . Barg mann  scheint also angenommen werden zu müs¬
sen , daß die Regierung es in allen Fällen lax nimmt und
nicht immer bei den Gerichten mit den nöthigen Monitorien
aufgetreten ist . Ob die Gerichte in mora sind , weiß ich nicht.
UebrigenS spricht der Antrag davon , daß die Regierung auf
baldige Beordnung der Angelegenheit in Betreff der Forsthof-
dienstpflichtigcn Bedacht nehmen soll ; ich habe nicht verstan¬
den , waS damit anders gesagt werden soll , als dasjenige,
was ich hervorgehoben habe.

Abg . Bergmann : Mir scheint , daß in dieser allge¬
meinen Fassung das Wesentliche enthalten ist und daß von
Seiten der Staatsregierung dieser Antrag wohl zu verstehen
ist , wenn man ihn verstehen will.

Der Antrag Nr . 9 . wird der Abstimmung Vorbehalten,
der Antrag Nr . 8 . angenommen,  ebenso der Antr . Nr . 10.
Die Berathung über H. 9 . des Voranschlags hat der Aus¬
schuß auszusetzen vorgeschlagen und wird dies von der Ver¬
sammlung gebilligt . Der Berichterstatter verlieft den Bericht

zu den Anträgen 11 . und 12.
Reg .-Comm . Bucholtz : Was die hier gewünschte För¬

derung des Recognitionswcscns anbclangt , so handelt es sich
hier wesentlich oder doch eigentlich , wie aus den früheren
Landtagsverhandlungcn nicht zweifelhaft sein kann , um das
Mühlenrecvgnitionswesen . Es wird den Herren bekannt sein,
daß in dieser Beziehung eine große Verschiedenheit herrscht.
Es giebt Mühlen aus alter Zeit , die 100 Thlr . , ja fast bis
200 Thlr . Recognition bezahlen müssen , hervorgegangen auS
Verhältnissen , die eine geschichtliche Begründung haben . Es
giebt aber auch in anderen Landestheilen , z. B . im Münstcr-
lande , wo nie ein Mühlenrcgal bestand , Mühlen , die recog-
nitionkfrei sind . Die Mühlen , die in neuerer Zeit errichtet

werden , werden gleichmäßig im ganzen Lande mit Rccogni-
tion belegt . Nun sind auf allen Landtagen Petitionen von
Besitzern älterer Mühlen eingekommen , welche von der alten
Recognition frei sein oder wenigstens reducirt werben wollen,
und dieö hat Veranlassung gegeben , daß vom Landtage an
die Staatsregierung das Ersuchen gestellt wurde , daS Recog-
nitionkwesen zu ordnen . Wenn der Ausschuß sagt , die in die¬
ser Beziehung erforderlichen Arbeiten seien in Angriff genommen,
es erhelle aber nicht , wie die Lage der Sache jetzt sei , so ist
Übersehen , daß die Angelegenheit auf dem letzten Landtage
wiederholt zur Sprache gebracht ist und daß auch wiederholt
im Landtagsabschiede der betreffende Antrag beschicken ist.
Ich brauche hier nur auf den letzten Landtagsabschied H. 9.
Bezug zu nehmen , daS war der LandtagSabschied für den
zehnten Landtag , auf dem vorigen Landtage kam die Sache
wegen der alten Mühlenrecognition wieder zur Sprache und
es wurde solcher Antrag gestellt , indem übersehen war , daß
die Sache schon einmal entschieden war . Indem ich nun

annehmen muß , daß der Ausschuß hier das Mühlenrecogni-
tionswescn im Auge gehabt hak , so darf ich nach der von
mir gegebenen Erläuterung wohl annehmen , daß der Ausschuß
vielleicht selbst seinen Antrag zurücknehmen wird , oder daß
wenigstens bestimmt ausgesprochen werden muß , welche Re¬
cognition er damit gemeint hat.

Abg . Strackerjan II . : Meine Herren , der Ausschuß
hat nicht bloß das Recognitionswesen der alten Mühlen bei
Stellung des Antrages im Auge gehabt , sondern das Recog-
nitionswesen überhaup !. Dasselbe beruht nämlich auf Be¬
stimmungen , welche mit dem gegenwärtigen Stande der Ge¬
werbe in keiner Weise übereinstimmen . Im - Allgemeinen geht
man jetzt davon aus , daß das RecognitiouSwesen eine Art
Gewerbesteuer sein soll , in dieser Eigenschaft aber lastet es
außerordentlich ungleich auf verschiedenen Gewerben . Ich er¬
laube mir nur anzuführen , daß eine Schiffswerfte Recognition
bezahlt , während alle andern befreit sind ; die Barbiere zahlen
hier in Oldenburg Recvgnilion , alle übrigen im Herzogthum
sind frei ; die Ziegeleien bezahlen 11 , 12 Thaler , dabei wird
nicht Rücksicht genommen , ob eine Ziegelei einen Ofen hat
oder zwei , ob in einem Ofen 10000 Ziegeln oder 20 , 30 bis
40000 Ziegeln gebrannt werden können , es wird immer die¬
selbe Summe erhoben . Es ist daher meines Erachtens noth-
wcndig , daß eben diese Ungleichheiten beseitigt werden , Laß
dies Verhältniß gesetzlich regul :rt wirb . Daher glaube ich
doch , daß der Antrag des Ausschusses , wie er gestellt ist, nicht
überflüssig ist.

Reg .- Comm . Ducholtz : Was die Lage des Mühlen -Re-
cognitionswesens anlangt , so habe ich diese bereits vorher be¬
rührt . Was die übrigen Recognitionen angeht , so giebt es
allerdings noch Recognitionen für einzelne Gewerbe , z. B-
Ziegeleien , Kalkbrennereien , Wirthschaften , einzelne Seiler¬
bahnen . Damit ist aber auch Alles umfaßt . Das Recogni-
tionswesen für die Wirthschaften ist gesetzlich rcgulirt und es
ist nie ein Antrag dahin gestellt , Laß das Recognitionswesen
für dieses Gewerbe neu regulirt werden möge . Es bleiben
also nur übrig Ziegeleien , Kalkbrennereien und einzelne andere
Gewerbe . Es scheint nun auf der Hand zu liegen , daß die
Gesetzgebung wegen dieser einzelnen Gewerbe auf das Rccog-
nitionswesen nicht gesetzlich regulirend , eintretcn kann ; daS
muß der Zeit überlassen werden , wo man überhaupt gesetzlich
das ganze Gcwerbcwcsen regelt . Wollte man auf jene Ge¬
werbe sich beschränken , so würde man sofort sagen : warum
sollen Ziegeleien , Kalkbrennereien allein Gewerbesteuer bezah¬
len , warum nicht auch die anderen Gewerbe ? Will man
einmal gesetzlich regulirend eintreten , so muß man zugleich
alle Gewerbe heranziehcn , und darum ist von der Staats¬
regierung stets mit Recht anerkannt worden , daß die hier an¬
geregte Sache sich nicht eher gesetzlich reguliren lasse , bis zur
gesammten systematischen Regulirung des Steuerwescns.

Abg . Rüder : Ich bin mit dem Hrn . Regierungs -Com¬
missair wohl darin einverstanden , daß der Vorschlag , den ge¬
stellten Antrag der Slaatsregierung zu empfehlen , nicht an-



145

zunehmen ist. Die Regulirung des Recognitionswesens wird
ihre große Schwierigkeit haben, und eS wird gewiß angemes¬
sen sein, wenn die Recognitionen so behandelt werden, wie
-er Herr Regicrungs-Commissair sagt, nämlich im Zusammen¬
hänge mit der gcsammten Regulirung des Gewerbewesens.
Gleichwohl bleibt cs hart für Jeden, der überlastet ist, wenn
er auf den Weg, den die Gesetzgebung langsam zu beschreiten
hat, verwiesen und ihm gesagt wird: du magst noch ein paar
Jahre warten, dann kommt auch die Reihe an dich. Zn die¬
ser Lage sind vorzugsweise die mit Mühlsnrecognitionen Be¬
lasteten; die allen Mühlenrecognitionen sind außerordentlich
ungleich und es ist nicht selten, daß gerade durch die Con-
cessionirung neuer Mühlen eine mit Recognition belastete alte
Mühle ihren Gewerbebetrieb verliert, und gleichwohl muß
sie wie früher die Recognition bezahlen, und zwar hauptsäch¬
lich deshalb, weil nun einmal die Staatsregierung von recht¬
mäßigen Staatseinnahmen willkürlich nicht ablafsen kann.
Wenn aber der Landtag sich damit einverstanden erklärte, daß,
wenn dergleichen Ungleichheiten Vorkommen, die Staatsregie-
rung ermächtigt würde, einen Nachlaß eintreten zu lassen, und
ich glaube, daß zu diesem Zweck angemessen gelangt würde,
wenn man dem Antrag 11 einen Zusatz gäbe, worin die
Staatsregierung ermächtigt würde, bis zu einem allerdings
willkürlich von uns zu greifenden Betrage, vielleicht 500 Thlr.
weniger zu vereinnahmen, wenn sie sich in geeigneten Fällen
veranlaßt sieht, Belasteten einen Nachlaß zu bewilligen. Mein
Antrag lautet also:

Zusatz zu Antrag Nr. 11.
„und die Staatsregierung zu ermächtigen, jährlich eine
Summe bis zu 150 Thlr. weniger zu vereinnahmen,
wenn in den dazu geeigneten Fällen von derselben
eine Ermäßigung da vorgcnommen ist, wo Mühlen¬
recognitionen unverhältnißmäßig schwer auf Einzelnen
lasten.

Dieser Antrag wird hinreichend unterstützt.
Reg. - Commissair Bucholtz : Der Herr Abgeordnete

Rüder  hat allerdings richtig die Sache darauf hingcsührt,
wo sic eine praktische Bedeutung haben könnte, nämlich auf
die Mühlenrecognitionen, die auch nach den früheren Verhand¬
lungen nur in Betracht kommen können; dennoch möchte ich
Ihnen nicht anrathen, seinem Anträge in Betreff der alten
Mühlenrecognitionen beizutreten, weil man an dieser ganzen
Sache gar nicht rühren darf, ohne daß dies Cvnsequenzcn
und Folgerungen nach sich führt , die man nicht wird haben
wollen. Diese alten Mühlenrecognitionen beruhen, wie schon
gesagt, nicht auf einer Umlegung, gleich wie man Steuern
umlegt, sondern sic beruhen auf Verhältnissen, die ganz beson¬
ders in der Geschichte begründet sind. Jede von diesen alten
Mühlen hat ihre besondere Geschichte, und was die Unbillig¬
keit anbelaugt, die man wohl darin finden könnte, daß eine
Mühle eine vcrbältnißmäßig größere Recognition zahlt wie
eine andere, so kommt doch auch dagegen in Betracht, daß
alle Liese Mühlen schon häufig von einer Hand in die andere

übergegangen sind, vielleicht schon vier bis fünf Male, so daß
also die Recognition schon zur Berücksichtigung gekommen ist
und daß mithin eine Herabsetzung der Recognition eine nicht
viel andere Bedeutung hat, als daß man den gegenwärtigen
Besitzern ein Geschenk aus der Staatskasse macht.

Abg. Strackerjan II : Ich habe den Antrag des Ab¬
geordneten Rüder  unterstützt , damit er zur Berathung
komme, für ihn stimmen kann ich aber nicht. Eines TheilS
geht er meines Erachtens nicht weit genug; er spricht blos
von den Mühlenrecognitionen, ich habe mir aber schon vorhin
erlaubt, einige Fälle vorzutragen, wo ebenfalls Recognitionen
bezahlt werden, wie von den Barbieren in der Stadt Olden¬
burg. Ich bin der Ansicht, daß der Antrag, wie er von dem
Ausschuß gestellt ist, zu dem Zwecke führen soll, welcher von
dem Herrn Regicrungs-Commissair angedeutet ist, zur gesetz¬
lichen Regulirung der Gewerbesteuer, denn ich sehe nicht ein,
warum einzelne Gewerbe besteuert bleiben sollen, weil es
Herkommen ist, diese zu besteuern. ES sind jetzt weit größere
Gewerbe in bas Land gezogen, die einen »viel größeren Er¬
werb haben, die gewiß auch nach der früheren Anschauung
besteuert worden wären, ich erinnere nur an die Eisengieße¬
reien und derartige Fabrikuntcrnehmen. Ich finde anderer¬
seits den Antrag des Abg. Rüder  nicht annehmbar, weil,
soviel ich mich erinnere, die bisherigen Anträge auf Aenderung
mit Hinweisung auf das Gesetz über die Ablösung der Muh-
lenrechte abgeschlagen wurden, weil daselbst ausgesprochen,
die Recognitionen der Mühlen hätten den Charakter einer
Gewerbesteuer und sollten bis zu anderwciter gesetzlicher Re¬
gelung beibehalten werden. Wir würden also auch mit dem
Anträge des Abg. Rüder  nicht weiter kommen.

Abg. Selckmairn : Sic haben, meineHerren, schon aus den
bisherigen Aeußerungen der Redner gehört, wie unglaublich ver¬
wickelt die Sache in Beziehung auf das Recognitionswesen liegt.
Die große Härte, welche für manche mit hoher Recognition
belastete Mühle .in dieser hohen Besteuerung liegt, ist von
vielen Seiten anerkannt. Sie müssen diese aber vorläufig
tragen, bis das ganze Gewerbcwescn regulirt sein wird. Da¬
mit bin ich einverstanden, ich glaube aber, daß dies um so mehr
ein Grund sein muß, das Recognitionswesen für alle Gewerbe
gesetzlich zu ändern, gerade weil der bestehende Zustand all-
mählig ein ziemlich unleidlicher geworden ist. Ich mache Sie
darauf aufmerksam, daß man gerade in neuerer Zeit, haupt¬
sächlich seit dem Jahre 1818, mit Eoncessionirung neuer Müh¬
len vorgegangen ist, und daß noch jetzt häufig Mühlen con-
cessionirt werden; sie weiden zur Recognition angesctzt, sie
schmälern die Einnahme der alten mit weit höherer Recogni¬
tion angesctzten sehr erheblich. Es ist bereits auch schon ge¬
sagt, daß die früheren Recognitionen aus sehr verschiedenen
die Geschäfte angehenden Rücksichten bald hoch bald niedrig
bestimmt seien, ich weiß aber, daß in vielen Fällen, wo keine
Regel angenommen wurde, damals auch der Kreis der Mühle
maßgebend gewesen ist, dieser verminderte sich späterhin um
die Hälfte und noch mehr, auf der alten Mühle blieb aber
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Der Satz haften . Dies muß nun meines Erachtens um so
mehr ein Grund sein , das gesammte Gewerdewesen zu regu-
liren , denn durch Erlasse kann , glaube ich, nicht irgendwie
genügend geholfen werden ; ich glaube auch , daß durch eine
kleine Summe , die der Staatsregierung nachzulassen bewilligt
würde , nicht geholfen würde , wohl aber würde es bei den

Belasteten Hoffnungen erregen , die mit einer so geringen
Summe nicht würden gehörig befriedigt werden können ; ich
glaube auch , daß die Steuer für alle Gewerbe nicht lange
und bis zur Regelung des Landsteuersystems ausgesetzt zu
werden braucht . Ich bin vielmehr der Ansicht , daß damit
auch jetzt schon vorgegangen werden kann , und werde in die¬
sem Sinne für den Antrag 12 stimmen.

Abg . Rüder : Ich hätte geglaubt , daß nach seiner letzten
Rede der Abg . Selckmann  zu einem anderen Resultat ge¬
kommen wäre , als wohin er gekommen ist . Er sagt selbst,
daß eine Aussicht auf nahe Erledigung der Recognitions-
Angelegenheit aus dem Wege , den der Ausschuß vorgeschlagen
hat , nicht vorhanden ist . Der Abg . Strackerjan  hat
aber wohl mit Unrecht aus dem Ablösungsgesetz gegen meinen
Antrag argumentirt , denn cs lautet dort so , daß bas Ab¬
lösungsgesetz auf Mühlenrecognitionen keine Anwendung hat,
womit nicht gesagt ist , daß jede Recognition stabil bleiben
müsse , bis ein neues Gesetz zu Stande gekommen . Mein
Antrag will allerdings häufig vorkommende Härten jetzt schon
beseitigen und der Skaatsregierung möglichst die Mittel in die
Hand geben , in einzelnen -Fällen , wo Belästigungen Vorkom¬
men , durch einen Erlaß den guten Willen des Landtags und
der Staatsregierung an den Tag zu legen , solche Harten
auszuglcichen . Ich bin davon ausgegangcn , daß es der
Staatsregierung , wo es nach Lage der Sache nvthwendig
war und wo besonders hart diese Uebelstände heroorgetrcten
sind , lieb gewesen sein müsse , wenn sie 20 bis 30 Thlr . hätte
erlassen können . Möglich immerhin , daß in solchen Fällen
das Doppelte hätte nachgelassen werden müssen , wenn es
der Gerechtigkeit nach gegangen wäre ; aber jedenfalls wirb
der Leidende mit dem Wenigen sich besser stehen , als wenn
er , bis das Gesetz geändert wird , fort und fort den hohen
Satz bezahlen muß.

Abg . Windhaus : Wenn über das Recognitionswcsen,
über die Mühlen - Angelegenheiten und die Gerechtigkeit ge¬
sprochen worden ist , so muß ich doch noch bemerken , daß,
z. B . wenn eine alte Mühle das Erforderliche für den Um¬
kreis nicht leisten konnte und deshalb eine Windmühle an¬
gelegt werden mußte , diese doch mit Recognition belastet
worden ist. Wenn ein Erlaß von Rccognitionen erfolgen
sollte oder könnte , so würde ich doch den Antrag stellen , daß
die altbcrechtigten Mühlen in Schutz genommen werden.

Abg . Bargmann als Berichterstatter : Der Herr Re-
gierungs - Commissair beschränkte zu Anfang seiner Rede die
Debatte auf das Mühlenrecognitionswesen , der Herr Abg . '
Strack erjan  vindicirte ihr das allgemeine Feld und von
dem Abg . Rüder  wurde sie wieder auf das Mühlenrccogni-

tionswesen beschrankt . Darum handelt es sich nicht allein.
Der Antrag , der beim sechsten Landtage gestellt ist , will die
Regelung des Recognitionßwesens , weil einige Gewerbe , die
nach der Handwerker -Ordnung zu den Handwerken gehören,
recognitionspflichtig sind , z. B . Seilereien , Töpfereien , wäh¬
rend alle anderen eigentlichen Handwerke recoqnitionsfrei sind.
Dieser Antrag wurde angenommen . Wenn spater von dem
Herrn Regierungs -Commissair darauf hingewiesen wurde , daß
außer den Mühlenrecognitionen noch andere Ungleichheiten
beständen , so ist es gewiß sehr richtig , wenn er sagt , daß
alle Gewerbe herangezogen werden müssen , und das ist eben
das , was der Ausschuß will . Für den Antrag des Abg.
Rüber  kann ich mich aber nicht erklären , ich wünsche nicht,
daß beim Mangel eines Gesetzes durch arbiträre Erlasse ge¬
holfen wird . Ich beziehe mich im Uebrigen auf die Rede

des Herrn Abg . Selckmann.
Antrag 12 wird angenommen,  der Antrag des Abg.

Rüder abgelehnt,  und Antrag 11 angenommen.  Die
Anträge 13 , 14 , 15 , 16 , 17 , 18 , 19 , 20 , 21 werden der
Abstimmung Vorbehalten . Die Anträge 22 und 23 werden
zur Berathung gestellt.

Abg . Strackerjan H . : Sie haben gesehen , daß ich zu
der Minorität gehöre , welche die bisherige Einrichtung mit
dem Gesetzblatt im Interesse der Veröffentlichung und mög¬
lichsten Verbreitung der Gesetzeskunde beibehalten zu sehen
wünscht . Bei der Berathung im Ausschuß war mir ent¬
fallen , daß diese Einrichtung auf einer landesherrlichen Ver¬
ordnung vom Jahre 1844 beruht , wo es ausdrücklich heißt,
daß daS Gesetzblatt mit den Anzeigen vertheilt werden soll.
Meines Erachtens ist zur Aenderung der bestehenden Gesetz¬
gebung ein Gesetz nvthwendig , und würde schon deshalb der
Antrag , wie er gestellt ist, nicht passen , ich würde aber auch
den Antrag auf den Erlaß einer gesetzlichen Aenderung dieses
bestehenden Gesetzes nicht für wünschenswerth halten . Wie
schon in dem Bericht kurz angeführt ist , haben wir darauf
Gewicht legen zu müssen geglaubt , daß Jedem Gelegenheit
gegeben werde , sich mit den Gesetzen und Verordnungen be¬
kannt zu machen . Es kommen allerdings manche Verord¬
nungen und Erlasse , die kein allgemeines Interesse haben,
wie z. B . die (Zivilprozeßordnung ; ich gebe zu , daß die we¬
nigsten Leute , die sie bekommen haben , hineingesehen haben,
es kommen aber auch oft Verordnungen und Gesetze , die für
Jedermann von großer Bedeutung sind , z. B . diejenigen über
die Veränderungen im Münzwesen und im Gewichtswesen.
Man wird dagegen einwenden , es halte auch jetzt noch nicht
Jeder die Oldenburger Anzeigen ; diese haben aber einmal
schon eine große Verbreitung , so , daß , was darin gedruckt
wirb , in Hunderte von Händen kommt . Und so bekommen
unsere Gesetze eine größere Verbreitung , als wenn sie durch
Anschlag bekannt gemacht werden oder nur den Abonnenten
auf das eigentliche Gesetzblatt geliefert werden.

Abg . Böckel : Ich schweige über das , was der Herr
Berichterstatter der Minorität formell entgegnet hat , waS
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aber die Sache selbst betrifft , so kann ich nicht glauben , daß

dadurch , daß das Gesetzblatt gratis mit den Anzeigen ver¬

theilt wird , Gesetzeskunde verbreitet wird , im Gegentheil glaube

ich, daß die Leute sich daran gewöhnen , da die meisten Gesetze

nicht von allgemeinem Interesse sind , das Gesetzblatt gleich

wegzuwerfen und zu Makulatur zu verwenden . Ich glaube

auch , daß die Leute weit eher dazu kommen würden , daS

Gesetz zu lesen und aufzubewahren , wenn sie , wie cs auch

nur billig ist , daS Gesetzblatt beim Abonnement auf die An¬

zeigen bezahlen müßten . Da die Kosten etwa 2000 Thlr.

im vorigen Jahre betragen haben , so glaube ich , daß auf

die Weise bei der jetzigen Einrichtung ungefähr 1500 Thlr.

jährlich für Nichts und wider Nichts ausgegebcn werden , da

man doch nur annehmen kann , daß von den 4 — 5000 Exem¬

plaren etwa 500 aufbcwahrt werden . Es sind aber auch nicht

blos diese Kosten , sondern auch große Unbequemlichkeiten , die

die jetzige Einrichtung mit sich führt , es muß z. B . Tage

lang auf der Post gearbeitet werden , wenn umfangreiche

Gesetze ausgegeben werden.
Abg . Bargmann als Berichterstatter : Ich bin mit dem

Abg . Böckel einverstanden , und wenn die übrigen Mitglieder

des Ausschusses auch einverstanden sein sollten , so möchte ich

den Antrag dahin ändern , daß es heißen möchte:

Der Landtag beschließe , die Staatsregierung zu er¬

suchen , in Erwägung zu ziehen , ob u . s. w.

Die Mitglieder des Ausschusses erklären sich damit ein¬

verstanden . Die Abstimmung über tz. 22 wird Vorbehalten,

der Antrag 23 in der neuen Fassung mit 20 gegen 19 Stim¬

men angenommen.  Die Anträge 24 , 25 , 26 , 27 werden

der Abstimmung Vorbehalten und die Anträge 28 und 29 zur

Berathung gestellt.
Abg . Zedelius : Dem Anträge Nr . 28 kann ich mich

nicht anschließen . Schon auf früheren Landtagen ist die

Frage erörtert worden , inwiefern es zuläjsig sei , von dem

Freihafen Brake das Aversum von dem Bruttoerträge des

Zolls oder nach dem Nettoerträge einzuziehen , und hat sich

manche Stimme für das Letztere ausgesprochen . Auf wieder¬

holten Antrag der Bewohner des Freihafens wurde die Sache

wieder in Erwägung gezogen und hat die Staatsregicrung

sich veranlaßt gesehen , das Aversum nach dem Nettoerträge

aufzunehmen . Ich muß gestehen , daß ich die Rechnung nach

dem Nettoerträge nur für gerecht halten kann , ich halte es

geradezu für den Freihafen für ungerecht , das Aversum nach

dem Bruttoerträge zu bemessen . Es scheint mir überall nicht

zweifelhaft , daß im Princip dafür gehalten werden muß , die

Bewohner des Freihafens haben vermittelst des Aversums

nur dasjenige an die Landeskassc einzuzahlen , wak sie zur

Zollkasse zu zahlen gehabt haben würden , wenn Brake nicht

Freihafen wäre und Brake vom Zollverein ausgeschlossen wäre.

Darüber scheint mir also überall kein Zweifel bestehen zu

können , oaß dies ein durchaus richtiges und nur das richtige

Princip ist , denn cs kann nicht entfernt die Absicht gewesen

sein , beim Ausschluß Brakes vom Zollvereinsgebiet dasselbe

in eine nachtheiligere Lage zu bringen . Von Seiten des

Ausschusses wird nun freilich dafür gehalten , durch Bestim¬

mung des Aversums nach dem Nettoerträge würden die Be¬

wohner des Freihafens begünstigt . Diese Ansicht kann ich

nicht theilen . Der Ausschuß halt cs ferner auch für gerecht¬

fertigt , daß die Verwaltungskosten im Zollverein über die

Bewohner des Freihafens mit vertheilt werden , daß also der¬

jenige Antheil an den Verwaltungskosten des Zollvereins , der

nach der Bevölkerungszahl auf Brake fallen würde , wenn es

dem Zollverein angehörtc , in dem Aversum wirklich getragen

würde . Ich kann diese Auffassung nicht für gerechtfertigt

halten , daß man die Bewohner des Freihafens Verwaltungs¬

kosten mit tragen läßt , die sie nicht veranlaßt haben . Der

Ausschuß sagt , jedenfalls müsse Brake dafür gerecht werden

müssen , daß durch den Ausschluß Brakes die Vcrwaltungtz-

kosten des Zollvereins erhöht werden , es liege jedenfalls eine

Vergünstigung darin , wenn Brake von diesen Mehrkosten,

welche die Verwaltung durch den Ausschluß Brakes im Zoll¬

verein hat , nichts trage . Dagegen ist allerdings der Theorie

nach Nichts einzuwcnden , diese Mehrkosten der Verwaltung

der indirccten Steuern müssen allerdings von Brake mit ge¬

tragen werden , aber ich erlaube mir darauf hinzuweisen , daß

diese Mehrkosten einen höchst unerheblichen Betrag bilden , die

eben so wie alle Vcrwaltungskosten von dem gesammten Zoll¬

verein getragen werden , auf Oldenburg fällt davon etwa der

150 . Theil . Ob dies der Mühe rverth ist , diese Mehrkosten,

zum Betrage von vielleicht 10 — 15 Thlm ., in Rechnung zu

bringen und andererseits Brake dafür einen Mehrbetrag von

5 — 600 Thlr . aufzulegen , wie diese Frage zu beantworten,

scheint mir nicht zweifelhaft zu sein . Hauptsache bleibt das,

daß von Brake nicht mehr verlangt werden kann , als der

Zollkasse durch den Ausschluß Brakes wirklich entzogen ist;

und ferner scheint es mir nicht für gerecht , Brake die Vec-

waltungßkosten mit tragen zu lassen , die Brake nicht treffen,

eben weil cs ausgeschlossen ist , mithin auch die VcrwaliungS-

kostcn nicht veranlaßt.

Abg . Böckel : Meine Herren ! Es handelt sich hier um

eine Bestimmung , in welcher der sechste Landtag mit der

Staatsregierung völlig einverstanden gewesen ist . Auf eine

desfällige Bemerkung des Landtags erwiederte der LandtagS-

abschied , daß , indem es umsoweniger in der Absicht der Staats¬

regierung läge , das Verhältniß , daß Brake fein Aversum nach

der Bruttoeinnahme zahlen sollte , zu ändern , als dies über¬

haupt von der SlaatSregierung nicht beabsichligt sei. Wenn

cs sich jetzt darum handelt , von dieser bisherigen Praxis ab-

zugehen und die Gerechtigkeit einer solchen Maßregel zu prüfen,

so hat der Herr Vorredner schon darauf hingewiescn , waS

von dem Ausschuß des sechsten Landtags hervorgehoben ist,

daß die Verwaltungskosten durch den Ausschluß Brakes nicht

unerheblich erhöht würden . Wenn nun die Verwaltungskosten

der indirccten Steuern von dem übrigen Theilc des Herzog¬

thums getragen werden , so darf Brake , das an der Erhöhung

dieser Kosten mit Schuld ist , doch wohl schwerlich davon
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befreit bleiben , auch zu diesen Mehrkosten herangezogen zu
werden . Wenn diese Kosten deshalb für gering gehalten
werden , weil sie gemeinschaftlich mit den übrigen Staaten
des Zollvereins getragen werden , so können sie doch so un¬
erheblich nicht sein , wenn der Unterschied zwischen dem Aversum
nach dem Brutto - und Nettoerträge von der Staatsregierung
auf 5 — 600 Thlr . angeschlagen ist . Eine nähere Anweisung,
wie diese Berechnung stattgefunden hat , liegt nicht vor . Es
scheint mir übrigens , baß bei dieser Bertheiiung der indirekten
Steuern es sich nicht darum bandelt , daß Brake das zahlen
soll , was verhältnißmäßig in die Zollkasse fließen würde , son¬
dern baß die Einwohner von Brake in demselben Werhältniß
besteuert werden sollen als die übrigen Bewohner des Herzog-
lhums durch die indirecten Steuern besteuert sind , baß sic
also auf den Kopf eben so viel bezahlen , wie im übrigen
Herzogthum.

Ferner habe ich zu bemerken , daß ich keineswegs die
Kosten , welche durch den Ausschluß Brakes hcrvorgerufen
werden , mit den hier in Frage kommenden 5 — 600 Thlr.
indentisicirt habe . Uebrigens handelt es sich auch keineswegs
darum , wie der Herr Vorredner gesagt hat , ob Brake die
Kosten einer Einrichtung tragen soll , die für Brake nicht
besteht , es ist hier nicht von . einer Einrichtung,  die Brake
nicht hat , die Rede , sondern es handelt sich nur um die
Besteuerung . Ich muß berechnen , waS an Steuer auf jeden
Kopf fällt , und da bas Staatsgrundgesetz vorschreibt , daß
Alle gleichmäßig besteuert werden sollen , so muß auch der
Kopf in Brake gerade so viel Steuern , wie hier im Herzog¬
thum , zahlen , ob davon mehr zur Kasse fließt oder nicht , das
ist eine Sache , die gar nicht in Erwägung kommt . Es han¬
delt sich hier nur um gleichmäßige Besteuerung , und wir
halten es für richtig , daß den Brakern gesagt wird : ihr sollt
so viel steuern , wie wenn Brake nicht Freihafen wäre . Wenn
ferner hcrvorgehoben ist, daß Brake durch die directen Steuern
schon stärker getroffen wird , als das übrige Herzogthum durch
die indirecten , weil jene schwerer aufzubringen feien , so ist dies
eine unerwiesene und schwer zu beweisende Thatsachc . Wenn
Sie davon abgehen , Brake das Aversum nach der Brutto¬
einnahme kragen zu lassen , so würde ich darin nur eine Be¬

günstigung für Brake erblicken können , und wenn früher auch
ein Abgeordneter sich dafür ausgesprochen hat , so ist dies , so
viel ich mich erinnere , nur der Abgeordnete Klävemann

gewesen , und da dieser Vertreter von Brake ' war , so hat er
natürlich die Interessen seines Wahlkreises wahrgenommen.
Der Ausschuß des sechsten Landtags , der Ausschuß deS neunten
Landtags haben ebenfalls die Ansicht getheilt , die Ihr Aus¬
schuß Ihnen wiederum einstimmig empfiehlt.

Abg . Rüder : Wenn der Abg . Klävemann  der
Abgeordnete war , der sich in dem Sinne ausgesprochen hat,
wie der Herr Abg . Zedclius  bezeichnet hat , wie auch ich
mich zu erinnern glaube , so wird dies eben geschehen sein,
weil er über die Interessen seines Wahlkreises specieller unter¬
richtet war , als die übrigen Abgeordneten , und das ist ja

gerade das , waS wir hier wünschen müssen , daß diejenigen
Mitglieder , die solche specielle Kenntniß besitzen , diese ihre
specielle Kenntniß dem Landtage miltheilen . Was mich be¬
trifft , so will ich nur noch die Bemerkung machen , daß viel¬
leicht der Gesichtspunkt der Ablösung sehr wohl dabei maß¬
gebend sein kann . Wenn Brake früher geglaubt hat , daß
eS im Interesse des Handels für Stadt und Umgebung sei,
vom Zollverein ausgeschlossen zu werden , so ist es billig , daß
es zur Ablösung der indirecten Steuer dasjenige zahlt , waS
dem Zollverein an reiner Revcnüe durch sein Draußenbleiben
entgeht . Bei allen Ablösungsgesetzen ist es Grundsatz , daß
die Ablösung bezahlt wird nach dem Werthe , den die Leistung
für den Berechtigten hat , nicht aber nach der Schwere der
Last , welche sie dem Verpflichteten auflegt . Will man in
anderen Fallen nicht , daß cs bei uns anders sei , so sollte
man es auch hier nicht wollen . Wenn ferner gesagt ist , daß
Brake , weil eS ausgeschlossen sei, viel mehr consumire , so ist
das richtig , cs consumirt aber nur deshalb mehr , weil dort
viele Gegenstände zum Verbrauch kommen , die wieder ver¬
arbeitet exportirt werben ; ich erinnere an die Schiffsprovi¬
sionen , so wie an Leute , wie Schiffer und Auswanderer,
die nicht Staatsangehörige sind . Andererseits hat auch Brake

mit einigen seiner Producie eine nachtheilige Lage ; so mit
den Felten , welche in seinen Schlächtereien abfallen und
nicht importirt werden können , weil ein hoher Zoll darauf
lastet.

Abg . ZeLelius : Ich möchte mir nur kurz noch zu be¬
merken erlauben , wenn der vorletzte Herr Redner gesagt hat,
es sei eine unerweisliche und schwelt zu beweisende Thatsache,
daß Las Aufbringen directer Steuern schwerer sei , als das
der indirecten , so ist meines Erachtens von Seiten des Herrn
Abgeordneten damit vollständig an den Tag gelegt , daß er
die Bedeütung der Thatsachen , um die es sich handelt , nicht
kennt . Wenn der Herr Abgeordnete ferner auf die Mehr¬
kosten von 5 — 600 Thlr . zurückgckommen ist , so muß ich
darauf Hinweisen , daß der Herr Abgeordnete ausdrücklich ge¬
sagt hat , die Mehrkosten müßten nicht so unbedeutend sein,
weil die Staatsregicrung sie auf 5 — 600 Thlr . anschlage.
Ich kann nur wiederholen , daß fortwährend ein Mißverständniß
vorzuliegen scheint . Brake soll nach dem Ermessen der Staats-
regierung , wie auS der Vorlage hcrvorgeht , an den Ver¬
waltungskosten sich überhaupt nicht betheiligen , weil Brake
nicht zum Zollverein gehört ; dagegen hat Brake der Strenge
nach allerdings diejenigen Kosten mir zu tragen , welche der
Zollverein aufwenden muß , weil Brake ausgeschlossen ist , aber
diese Mehrkosten betragen für Brake höchstens ein paar Pi¬
stolen ; ich kann eS fortwährend nicht für gerechtfertigt halten,
daß Brake die Verwaltungskosten einer Einrichtung deS Zoll¬
vereins , welchem eS nicht angehört , mit tragen soll , daß also
die Oldenburgische Zoükasse sich von Brake ersetzen läßt , was
gleichwohl für Brake nicht ausgcgeben ist.

Abg . Bargmann als Berichterstatter : Ich war in der
Sache einen Augenblick zweifelhaft , aber aus dem Gesichts-
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punkte der allgemeinen Besteuerung muß ich doch entschieden
am Anträge des Ausschusses festhalten. Wenn aber der Herr
Abg. Rüder  sagt, daß die Sache nach den Ablösungsgrund¬
sätzen geregelt werden könne, so glaube ich, daß Brake sich
wohl schwer dazu verstehen wird, eine entsprechende Kapital¬
summe zu bezahlen.

Antrag 28 wird zur Abstimmung gestellt. Es ist na¬
mentliche Abstimmung beantragt.

Dafür  stimmten die Abgeordneten:
Ahlhorn , Arkenau , Bargmann,  Böckel , v. Bö¬

selager , Bothe , Bröcmann , Bünncmeyer , Eilks,
Frank . Franksen , Hullmann , Kasten , Kindt  II .,
Kückens , Luerßen , Mölling , Müller , Niebour,
Oetken,Old ejohanns , Oltmann,Rabben,Ritter,
Strodthoff , Struthofs , Töllner , Wichmann,
Millers , Windhaus.

Dagegen  stimmten die Abgeordneten:
Zedelius , Barleben , Barnstedt , Brägel¬

mann , Flor , Pancratz , Rüder , Strackerjan !.,
Strackerjan II- , v.  Wedderkop.

Der Antrag ist demnach mit 30 gegen 10 Stimmen
angenommen . Antrag 29 wird ebenfalls  angenommen
und die fernere Berathung auf morgen vertagt.

Der Präsident ordnet die nächste Sitzung aus morgen
am 6. März, Bormiitags 11 Uhr, stellt auf die Tages¬
ordnung:

1) Fortsetzung der beute abgebrochenen Berathung über
den Bericht den Finanzausschusses, betreffend den Vor¬
anschlag der Einnahmen deS Herzogtums , und

2) Bericht deS Ausschusses über den Gesetzentwurf wegen
Prüfung der Candidaten der mathematisch- technischen
Fächer im Staatsdienst,

und schließt die heutige Sitzung.

Schluß der Sitzung 2'/^ Uhr.
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